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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 
Von Dr. Carl Hugelmann. 
II. 


Die Praxis bezüglich der Frage der räumlichen Ausdehnung 
der Vereine und der Vereinsverbindungen. 


Nachdem wir in den letzten Nummern unſere Anſicht theoretiſch 
entwickelt haben, wollen wir nun den Standpunkt zu fixiren verſuchen, 
welchen die Verwaltungsbehörden und Strafgerichte in dieſer Frage 
eingenommen, fo weit dieſer aus allgemein zugänglichen Quellen er- 
kennbar iſt. 

In erſter Linie eitiren wir die in dieſer Zeitſchrift in Nr. 28 
von 1869 und in Nr. 2 von 1871 veröffentlichen Entſcheidungen 
des Miniſteriums des Innern. In jener vom 16. Juni 1869, 3. 
9124, wurde die Abhaltung von Vereinsverſammlungen außerhalb des 
ſtatutenmäßigen Vereinsſitzes für geſetzlich unzuläſſig erklärt, weil nach 
§ 4 des Vereinsgeſetzes „der Sitz jedes Vereines aus deſſen Sta⸗ 
tuten zu entnehmen ſein muß, dieſer Sitz bei demſelben Vereine 
eben nur einer ſein kann und daher mit Beziehung hierauf im 
§ 15 des Vereinsgeſetzes unter dem Orte, deſſen Angabe die An⸗ 
zeige jeder Vereinsverſammlung zu enthalten hat, nur die Oertlichkeit 
(Haus oder Wohnung) am Vereinsſitze zu verſtehen ift, in welcher 
die Vereinsverſammlung gehalten werden will“, in der zweiten Ent⸗ 


ſcheidung vom 25. November 1870, 3. 4860, wird die Abhaltung 
von Vereinsverſammlungen außerhalb des Vereinsſitzes als unbedingt 
geſetzwidrig bezeichnet. 

Die hier niedergelegte Anſicht ſtimmt mit der unſrigen inſo⸗ 
ferne überein, als auch wir die ſtatutariſche Fixirung des Verſamm⸗ 
lungsrayons für nothwendig und ohne eine ſolche Wanderverſamm⸗ 
lungen für unzuläſſig halten, ſie widerſpricht ihr aber, weil, in der 
erſten Entſcheidung wenigſtens, der Begriff des Vereinsſitzes und des 
Thätigkeitsgebietes nicht auseinandergehalten wird. Allerdings kann 
der Vereinsſitz nur einer fein, er bleibt es aber ganz unverändert, 
wenn einzelne Thätigkeitsacte auch außerhalb desſelben geſetzt werden; 
was das Domicil für die phyſiſche Perſon iſt, das und nichts anderes 
iſt der Vereinsſitz für den Verein. 

Ein Widerſtreit in anderer Hinſicht ergibt ſich mit dem Be⸗ 
ſcheide des Miniſteriums des Innern vom 15. März 1872, Zahl 
3728 ). Hier wird ausgeſprochen, daß die dem Miniſterium bei der 
Bildung von Vereinen und Statutenänderungen durch $ 11 V. ©. 
vorbehaltene Competenz nur dann eintrete, wenn es ſich um die 
Bildung von Zweigvereinen oder Verbänden im ſtrengen Wortſinne 
handle, nicht aber bei Vereinen, welche ohne Bildung von Zweigver⸗ 
einen und Verbänden ihre Thätigkeit auf mehrere Kronländer erſtrecken. 
Demzufolge müßte, da wir uns für die analoge Anwendung 
des Vereinsgeſetzes auf den internationalen Vereinsverkehr entſchieden 
haben, auch bei dem Hinübergreifen der Wanderverſammlungen auf 
fremdländiſches Gebiet, wenn dasſelbe von einem öſterreichiſchen Lan⸗ 
desgebiete allein aus erfolgt, die bezügliche Landesſtelle competent und 
das Miniſterium im internationalen, wie im binnenländiſchen Ver⸗ 
einsverkehre nur bezüglich der auf mehrere Länder ſich erſtreckenden 
Vereinsverzweigungen und Vereinsverbände im engſten Sinne zur 
Entſcheidung berufen ſein. 

Nichts deſtoweniger halten wir aber auch in dieſem Punkte an 
unſerer Anſicht feſt. Es ſcheint uns abſolut unzuläſſig, daß eine Lan⸗ 
desbehörde Vereinsaete in dem Territorium einer anderen, etwa gar 
gegen eine ſchon gefällte Entſcheidung der Territorialbehörde, auto⸗ 
riſire und daraus ergibt ſich mit Nothwendigfeit die Folgerung für 
den binnenländiſchen Vereinsverkehr. Gilt uns aber die Beſchränkung 
jeder Landesbehörde auf ihr Territorium hier als Princip, ſo müſſen 
wir an demſelben um ſo mehr feſthalten, wo es ſich um den inter— 
nationalen Vereinsverkehr, ſomit um die Wahrung von Intereſſen, 
die Beobachtung von Rückſichten handelt, welche ſtets den Geſammt⸗ 
ſtaat berühren. 

Ueber die Frage der Betheiligung von Ausländern an dem 
öſterreichiſchen Vereinsleben liegt eine hochwichtige Entſcheidung des 
Miniſteriums des Innern vom 16. November 1871, 3. 16.098, vor), 
welche erklärt, „daß auch Vereine von Ausländern, welche ihren Sitz 


) Vgl. Zeitſchrift, 1872, Nr. 29. 
) Vgl. Zeitſchrift, 1872, Nr. 27. 


im Inlande haben, nach dem Vereinsgeſetze zu behandeln find". Wir 
nennen dieſe Entſcheidung hochwichtig, da durch dieſelbe klar ausge⸗ 
ſprochen iſt, daß die von uns citirten beſchränkenden Beſtimmungen 
des Vormärz für die Erwerbung von Geſellſchaftsrechten durch Aus⸗ 
länder, welche neben dem Vereinsgeſetze von 1849 fortbeſtehen follten, 
nach der Anſchauung des Miniſteriums fett dem Inslebeutreten des 
Vereinsgeſetzes von 1867 hinwegfallen find. 

Auf den „Sitz der Vereine im Inlande“ legt dieſe Entſchei⸗ 
dung das Schwergewicht, es dürfte daher aus ihr gefolgert werden, 
daß auch der Anſchluß eines ausländiſchen Vereins an einen inlän- 
diſchen von der Regierung dem Vereinsgeſetze unterworfen und das letztere 
nur für das umgekehrte Verhältniß nicht als Norm betrachtet würde. 
Welche Normen aber dann als maßgebend gelten könnten, iſt nicht erſichtlich. 

Es iſt uns allerdings der Vorgang bekannt, daß die Re⸗ 
gierung in ſolchen Fällen eine poſitive, jeden Moment widerrufliche 
Genebmigung ertheilt, alſo ein außerhalb des Vereinsgeſetzes liegendes 
Recht übt, die Beziehung auf beſtimmte, dieſes Recht begründende 
und begrenzende Normen iſt jedoch hiebei unſeres Wiſſens nie erfolgt, 
eine weitere Discuſſion daher ſelbſtverſtändlich ausgeſchloſſen. Hieher 


gehört B. der Erlaß vom 31. October 1868, 3. 5409 
M. J., durch welchen den dem deutſch⸗öſterreichiſchen Kreisturnver⸗ 


bande angehörigen deutſch-öſterreichiſchen Turnvereinen der Beitritt 
zum Verbande der deutſchen Turnerſchaft bedingt bewilligt wird. 

Hingegen können wir, um unſere Anſicht zu ſtützen, auf die 
Statuten des deutſchen Alpenvereines und feiner Section Wien ver- 
weiſen, denen gegenüber die Regierung einen von dem eben erör⸗ 
terten weſentlich verſchiedenen Standpunkt eingenommen hat. Der 
deutſche Alpenverein (fetzt deutſcher und öſterreichiſcher Alpenverein) 
gliedert ſich in Sectionen, welche ſich an jedem Orte conſtituiren 
können ($ 3 der Statuten von 1871). Der Sitz des Vereines iſt 
am jeweiligen Vororte, d. i. der von der Generalverſammlung auf 
drei Jahre gewählten Section ($ 8), die Generalverſammlung kann 
an jedem Orte des Alpengebietes ſtattfinden ($ 20). Obwohl ſomit 
der Sitz des Geſammtvereines nicht an das Staatsgebiet gebunden 
iſt, obwohl der Verein ſeine Thätigkeit über die Reichsgrenzen ausdehnt, 
obwohl er in ſeiner Sectionsgliederung einen die Reichsgrenzen über⸗ 
ſpringenden Verband von Vereinen darſtellt, iſt der Beſtand des 
Alpenvereines durch Miniſterialerlaß vom 26. November 1871, 3. 
1617, M. J. im Sinne der 88 9, 10, 11 des Vereinsgeſetzes 
beſcheinigt worden. Ja noch mehr, von demſelben Miniſterium, deſſen 
Entſcheidung in Sachen der Turnvereine wir oben angeführt, wurden 
die Statuten der Section Wien des deutſchen Alpenvereines durch 
Miniſterialerlaß vom 19. Auguſt 1869, 3. 12.165 in Gemäß⸗ 
heit des 89 des Vereinsgeſetzes beſcheinigt, obwohl dieſe See⸗ 
tion ausdrücklich betonte, ihren Zweck im Anſchluße an den 
deutſchen Alpenverein verfolgen zu wollen ($ 1), obwohl ihre Mitglieder 
eo ipso Mitglieder des deutſchen Alpenvereines werden ($ 4), die 
Section zur Ablieferung der Mitgliederbeiträge an die Centralcaſſe 
verpflichtet ſein ſollte (§ 7 des Anhangs) u. ſ. w. Wir haben ſomit 
einen entſchiedenen Widerſpruch in der Handhabung des Vereins⸗ 
rechtes durch die oberſte Verwaltungsbehörde zu verzeichnen und 
die Praxis kann uns demzufolge in unſerer Auffaſſung, daß die ana⸗ 
loge Anwendung des Vereinsgeſetzes auf den internationalen Vereins- 
verkehr möglich ſei, um fo weniger erſchüͤttern. 

Am reichlichſten fließt das Material bezüglich der Frage der 
Verbindungen politiſcher Vereine. a 

Durch die M. E ‚vom 1. Juni 1869, 3. 8191 M. J.“) iſt es für 
das Kriterium des ſchriftlichen Verkehrs politiſcher Vereine als belanglos 
erklärt, ob die Mittheilung einer Hand- oder Druckſchrift erfolgt, 
durch Urtheil des oberſten Gerichtshofs vom 10. Juli 1872, 3. 7134 **) 
iſt ein ſtrafbarer ſchriftlicher Verkehr zweier politiſchen Vereine auch 
in einem einfachen Begrüßungstelegramme anerkannt und durch M. 
E. vom 16. Juli 1868, 3. 3042 M. J. ***), daß politiſche Vereine mit 
einander nicht nur durch ſchriftlichen Verkehr oder durch beſonders ge- 
wählte Abgeordnete, ſondern auch durch ein gemeinſames Vorgehen 
der Vorſtände, ſelbſt ohne Auftrag von Seite der Vereinsverſammlungen, 
in Verbindung treten. (In dem letzterwähnten Falle hatte der Vorſtand des 
politiſchen Vereins a die Einberufung einer Volksverſammlung angezeigt. 

*) Vgl. Zeitſchrift, 1869, Nr. 26. 

) Vgl. Gerichtshalle, 1873, Nr. 1. 

e) Vgl. Zeitſchrift, 1868, Nr. 31. 
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Tags darauf jener des Vereins b, daß er ſich dem Vorſtande a in Veran— 
ſtaltung und Einberufung der fraglichen Volksverſammlung anſchließe. 
Hierin wurde die Abſicht einer unzuläſſigen Verbindung erblickt, und 
zwar vom Miniſterium, „da das Einſchreiten ausdrücklich im Namen 
der Vereine und nicht privative ſtattgefunden hatte“. Einen Rechts⸗ 
jag vermochten wir aus dieſer Entſcheidung nur in der oben ange— 
zogenen Form zu conſtruiren, denn es kann, nachdem die Verbindung 
durch „Abgeordnete“ verwehrt iſt, nur darauf ankommen, ob man zu 
der Qualität des „Vereinsabgeordneten“ die Ertheilung eines Spe⸗ 
cialmandats, ſei es durch die Vereinsverſammlung, ſei es durch den 
Ausſchuß, für nothwendig, oder auch die Eigenſchaft des ſtatutariſchen 
Vertreters des Vereins für genügend hält. Wir ſind der letzteren 
Anſicht und billigen deßhalb die miniſterielle Entſcheidung. Dem 
Vereinsgeſetz konnte als Gegenſatz des ſchriftlichen Verkehrs nur der 
mündliche vorſchweben und dieſer ſollte ganz allgemein getroffen werden, 
ſobald er zufolge eines Willensactes der zur Vertretung des Vereins 
Berechtigten erfolgt. In der Wahl des Wortes „Abgeordnete“ eine 
Beſchränkung des unzuläſſigen mündlichen Verkehrs auf ad hoc ge- 
wählte Vertreter zu erblicken, geht nach unſerer Anſicht ſchon deßhalb 
nicht an, weil die Träger des unbedingt verpönten ſchriftlichen Ver— 
kehrs ja ebeufalls ad hoc gewählte ſowie die ftändigen Vertreter fein 
können, eine Gegenüberſtellung des Verkehrs durch die Schrift und 
durch Abgeordnete ſomit unverſtändlich wäre). 

Daß die Praxis ſich aber mit der hiemit an Einzelfällen er— 
örterten Verhinderung der Verbindungen politiſcher Vereine unter einander 
nicht begnügt, ſondern auch die Verbindungen politiſcher Vereine mit 
nicht politiſchen treffen und vereiteln will, beweist die Entſcheidung 
des Miniſteriums des Innern vom 13. Jänner 1870, 3. 558 *), 
welche die Wahl von Delegirten Seitens eines politiſchen Vereines 
zu einer Vereinsverſammlung eines nicht-politiſchen Vereines (deut: 
ſcher Lehrertag); als ein nach $ 33 V. G. unzuläſſiges „In Ver⸗ 
bindung treten“ erklärt hat. Dem Miniſterium ſcheint ein Zweifel ob 
auch die Verbindung zwiſchen politiſchen und nicht-politiſchen Ver— 
einen unſtatthaft ſei, gar nicht vorhanden geweſen zu ſein, denn die 
Motive der Entſcheidung beziehen ſich nur auf die Darlegung, daß 
dem Partner (dem Lehrertage) die Eigenſchaft eines Vereines 
und nicht einer Volksverſammlung zukomme; felbſtverſtändlich 
kann daher dieſe den Streitpunkt gar nicht erörternde Entſchei— 
dung unſere Anſicht von der Bedeutung des in Rede ſtehenden 
Verbots des Vereinsgeſetzes nicht erſchüttern. Zur Bekräftigung der⸗ 
ſelben wollen wir nur noch kurz darauf verweiſen, daß die ausländi⸗ 
ſchen Geſetze, welche die Vorläufer unſeres Vereinsgeſetzes geweſen, 
ebenfalls lediglich des Wechſelverhältniß politiſcher Vereine im Auge 
haben. Der $ 8 des preußiſchen Geſetzes vom 11. März 1850 **) ſchließt 
jeden Zweifel aus und das dem unfrigen offenbar als Muſter vor- 
gelegene baieriſche Geſetz vom 26. Februar 1850 hat allerdings im 
bezüglichen Art. 17 4) eine Faſſung, welche das Mißverſtändniß in 
unſerem Geſetze erklärt; an der Abſicht des Geſetzgebers und deren 
üblichen Auslegung kann aber, namentlich mit Rückſicht auf die Voll⸗ 
zugsvorſchrift (Abſatz 35), kein Zweifel beſtehen. Ja wir glauben 
ſogar, daß der § 4 des Bundesbeſchluſſes vom 13. Juli 1854 7) nichts 
anderes wollte, und ſehen endlich davon ganz ab, daß das ſächſiſche 
Geſetz vom 22. November 1850, das den Vereinen, deren Zweck ſich 
auf öffentliche Angelegenheiten bezieht, mit Beſchränkungen ſogar das 
Recht der Affiliation gewährt, dieſe ganz auf gleiche Stufe ſetzt mit 
der Verbindung mit „anderen Vereinen“. 


*) Vgl Beitfhrift, 1870, Nr. 38. . 
) „Für Vereine, welche bezwecken, politiſche Gegenftände in Verſammlungen 
zu erörtern, gelten außer vorſtehenden Beſtimmungen nachſtehende Beſchränkungen: 
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2. jede Verbindung mit anderen Vereinen iſt unſtaſthaft.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Dem Aerar iſt auch wegen erſt zu bemeſſender Gebühren die ſicher⸗ 
ſtellungsweiſe Mobilarpfändung zu bewilligen. 


Die mähriſch⸗ſchleſiſche Finanzprocuratur im Namen des a. h. 
Aerars bat auf Grund einer Note der Finanz⸗Bezirksdirection Olmütz 
um executive, eventuell ſicherſtellungsweiſe Pfändung des Mobilars 
des Hermann L. behufs Einbringung, eventuell Sicherſtellung der 
erſt zu bemeſſenden verkürzten Verzehrungsſteuergebühren in unbe— 
ſtimmter Höhe. 

Das Bezirksgericht Miſtek willfahrte mit Beſcheid vom 20. 
Juni 1874. 3. 4868 dieſem Anſuchen. 

Das Oberlandesgericht in Brünn hat mit Verordnung vom 
19. Auguſt 1874, 3. 8007, auf den dagegen von Hermann L. 
ergriffenen Recurs den erſtrichterlichen Beſcheid dahin abgeändert 
daß die Finanzprocuratur mit ihrem Begehren abgewieſen werde. 
Denn was die erſt zu bemeſſenden verkürzten Verzehrungsſteuerge⸗ 
bühren in unbeſtimmter Höhe betrifft, fo liegt ein diesfälliges Zah⸗ 
lungserkenntniß und ein Ausweis über die Zuſtellung desſelben an 
den Recurrenten nicht vor, daher dieſem Begehren, als jeder Grund— 
lage entbehrend, nicht willfahrt werden kann, ſomit der Recurs des Be- 
langten gegründet iſt. 

Der oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 29. De- 
cember 1874, Zahl 12.716, dem von der Finanzprocuratur ein— 
gebrachten Reviſionsrecurſe ſtattgegeben und mit Abänderung der 
obergerichtlichen Verordnung den Beſcheid des Bezirksgerichtes 
Miſtek beſtätigt, „weil das Begehren der mähriſch-ſchleſiſchen 
Finanzprocuratur um ſicherſtellungsweiſe Pfändung des Mobilarvper— 
mögens des Hermann L. zur Sicherſtellung der erſt zu bemeſſenden 
verkürzten Verzehrungsſteuergebühren in noch unbeſtimmter Höhe, der 
Beſtimmung des Hofdecretes vom 18. September 1786, Nr. 577 
lit. c. J. G. S. entſprechend, mit dem Regquiſitionsſchreiben der 
Finanz⸗Bezirksdirection in Olmütz belegt wurde, aus welchem hervor— 
geht, daß in Anſehung einer entdeckten Verzehrungsſteuer-Gebühren⸗ 
verkürzung die gefällsaͤmtliche Amtshandlung ſich im Zuge befindet, 
welcher Nachweis nach dem bezogenen Hofdecrete vom 18. September 
1786, Nr. 577 J. G. S. zur Bewilligung des angeſuchten Sicher— 
ſtellungsmittels genügt.“ r Bl. 


Zum Verfahren in Verwaltungsſachen. Parteienmäßige Verhand⸗ 

lung über das Anſuchen eines Privaten, aus Gründen des öffent⸗ 

lichen Wohles einem anderen Privaten den Gewerbsbetrieb 
(Dynamitfabrication) zu unterfagen. *) 


Zwiſchen der ausländiſchen Dynamitfabrik N. in Hamburg und 
der Dynamitfabrik W. in St. L. in Steiermark beſteht ſchon ſeit 
Jahren ein lebhafter Concurrenzſtreit. N. hat, nachdem er ſchon im 
Jahre 1871 den fruchtlofen Verſuch einer Beſchwerde wegen Privi- 
legiumseingriff gemacht hatte, im Jahre 1872 vom Handelsmini⸗ 
ſterium das Verbot des Eiſenbahntransportes des von W. erzeugten 
weißen Dynamites erwirkt, welches jedoch im Jahre 1873 wieder 
aufgelaſſen wurde. Später wurde über Verwendung des Reichskriegs— 
miniſteriums das Verbot gegen das ſog. Kohlendynamit aus der 
Fabrik des W. wieder erneuert. Anfangs 1874 wandte ſich N. in Hamburg 
theils an das k. k. Miniſterium des Innern, theils an das k. k. Handelömini- 
ſterium mit der Bitte, daß bei der großen Gefährlichkeit des von W 
in St. L. in Steiermark erzeugten Dynamites der fraglichen Fabrik 
die Bewilligung zur Erzeugung, zum Verkauf und Transporte ihrer 
Fabricate „aus öffentlichen Rückſichten“ ganz entzogen, die Fabrik 
ſelbſt wegen fortgeſetzter Erzeugung unterſagter gefährlicher Producte 
durch die politiſche Behörde geſperrt und der Sachverhalt dem Straf- 
gerichte bekannt gegeben werde. 

Das Handelsminiſterium leitete die Eingaben Nes an das 
Miniſterium des Innern zur competenten Entſcheidung mit der Bitte 


) Wir theilen den Fall kur feines hiſtoriſchen Intereſſes wegen mit. 
Bem. d. Red. 
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um Bekanntgabe des Reſultates und Uebermittlung von Fabrikats⸗ 
proben, um dann feinerzeit hinſichtlich deren Transports auf der 
Eiſendahn entſcheiden zu können, 

Der Fabrikant W. ſeinerſeits bat um dieſelbe Zeit um Schutz 
der inländiſchen Induſtrie gegen die fortwährenden Angriffe und 
monopoliſtiſchen Machinationen der ausländiſchen Firma N 

Das Miniſterium des Innern hat dieſe Eingaben an die 
Statthalterei zur inſtanzmäßigen Würdigung und Amtshandlung mit 
dem Auftrage überwieſen, über die wahre Beſchaffenheit und den 
Stand der Angelegenheit, ſowie über das diesbezüglich Verfügte zu 
berichten. In Folge deſſen ertheilte die Statthalterei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in M., welche mittlerweile die Firma N. mit ihrem 
directen Anſuchen ſchon abgewieſen hatte, unter gleichzeitiger Auf⸗ 
hebung dieſer verfrühten Entſcheidung den Auftrag, einige bereits zur 
Verſendung beſtimmte Dynamitfabricate von W. einer genauen Unter⸗ 
ſuchung durch Sachverſtändige unterziehen zu laſſen und dann in 1. 
Inſtanz erneut zu entſcheiden. 

Zu dieſem Zwecke hat der Bezirkshauptmann in M. laut 
Protokoll vom 19. Mai 1874 gelegentlich einer Durchreiſe durch St. 
L. unvermuthet einige ſchon vernagelte und zum Transport vorbe⸗ 
reitete Kiſten öffnen laſſen, daraus je 4 Stück Patronen des weißen 
Dynamits Nr. 1, ſowie des Kohlendynamits herausnehmen und be— 
hufs deren Unterſuchung in amtlichen Verſchluß und Verwahrung 
nehmen laſſen, Dieſe Dynamitproben wurden im Wege der Statt 
halterei laut Notariatsact zweien Sachverſtändigen P. und G., Pro— 
feſſoren der Chemie an der Univerſität, übergeben. Zugleich requirirte 
die Statthalterei mehrere Dynamitpatronen aus der Fabrik des N. 
in Hamburg, welche den Sachverſtändigen gleichfalls zugemittelt wurden. 
Die Sachverſtändigen gaben nach vergleichender Unterſuchung der 
beiderſeitigen Fabricate der Firmen N. und W. ihr eingehend moti— 
virtes Gutachten dahin ab, daß der Grad der Gefährlichkeit des be— 
anſtändeten ſteiriſchen Productes nicht nur nicht größer als jener der 
Neſchen Fabricate, ſondern ſogar noch minder beſorgnißerregend 
ſei, und daß das Fabricat der Firma W. ſorgfältiger dargeſtellt und 
weniger ſicherheitsgefährlich ſei, als das der Firma N. 

Auf Grund dieſes Gutachtens hat der Bezirkshauptmann in 
M. erkannt, daß dem oberwähnten Verlangen der Firma N. keine 
Folge gegeben werde und daß diefe die Koſten des Verfahrens pr. 
214 fl. zu tragen habe. 

Im Stcatthaltereirecurſe verdächtigte die Firma N. die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft bezüglich ihrer Objectivität und Unparteilichkeit, 
bezeichnete die geprüften Fabricate als keine Handelsproducte, ſondern 
als eigens präparirte Probemuſter und machte geltend, daß die von 
W. als Bindemittel verwendeten Sägeſpäne nicht nitrirt ſeien, wie 
fi; dies aus einer von hervorragenden Fachmännern in Wien vorge⸗ 
nommenen Expertiſe ergeben habe, daß die Verwendung nicht nitrirter 
Sägeſpäne weit gefährlicher ſei, daß die Fabrik des W. gar keine 
nitrirten Sägeſpäne erzeuge und daß ihre Sprengmittel eine ganz 
andere Zuſammenſetzung haben, als jene, wofür fie die Fabrications⸗ 
und Trausportsbewilligung beſitze. 

Die Statthalterei hat jedoch dem Recurſe des N. keine Folge 
gegeben und die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft aus deren 
Gründen beſtätigt. 

Im Miniſterialrecurſe berief ſich die Firma N. kurz auf die 
im Statthaltereirecurſe enthaltenen Motive und bat um neuerliche 
Erpertiſe von in Wien wohnhaften Experten und auf Grund von ſolchen 
Fabricaten des W., die unzweifelhaft zum Handelsverkehre beſtimmt find. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 12. Februar 1875, 
3. 18.289 ex 1874 erkannt: „Das Miniſterium des Innern findet 
im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium in der Angele— 
genheit der Firma N. gegen die Firma W. wegen Betriebsein- 
ſtellung der Dynamit⸗Fabrication der letzteren Firma dem Reeurſe 
der Firma N. gegen die abweislichen Entſcheidungen der Statt⸗ 
halterei und der Bezirkshauptmannſchaft in Erwägung, daß die der 
ſachverſtändigen Unterſuchung und Begutachtung unterzogenen Fabricate 
von W. laut des ämtlichen Protokolles vom 19. Mai 1874 unver⸗ 
muthet den zur Verſendung vorbereiteten und bereits verſchloſſenen 
Kiſten entnommen, amtlich verwahrt und übergeben worden ſind, 
daher deren Eigenſchaft als „Handelsfabricate“ ſichergeſtellt iſt, und 
in Erwägung, daß aus dem Befunde und Gutachten der beiden 
Sachverſtändigen in G., ſowie ſelbſt aus dem vom Reecurrenten 


— 


beigebrachten Gutachten anderer Sachverſtändigen keine ſolchen Mo- nicht geeigneten Aufforderungsklage wider die General-Hofbaudirec- 
mente zu entnehmen ſind, welche das Verlangen der Firma N. aus tion wegen Berühmung eines Hofmaſſerleitungsrechtes in Matz⸗ 
Ruͤckſichten des öffentlichen Wohles zu begründen geeignet wären, leinsdorf ab. 


keine Folge zu geben und die recurrirte Statthalterei⸗Entſcheidung Auf dieſen Recurs der Finanzprocuratur hat das Oberlandes⸗ 
vollinhaltlich zu beſtätigen.“ 8. gericht erkannt, die Klage der Baugeſellſchaft wider das Hofärar ſei 


als zur Verhandlung im ordentlichen Rechtswege nicht geeignet, zu⸗ 
. und zwar: „In der Erwägung, daß es ſich um eine 
Bauführung handelt, durch welche der Fortbeſtand einer öffentlichen 
Waſſerleitung berührt würde, in welchem Falle die bauführende Ge⸗ 
ſellſchaft über die von Seite der dieſe Waſſerleitung überwachenden 
Behörde erhobenen Einwendungen nicht eine Aufforderungsklage im 
Sinne des § 72 a. G. O. erheben kann, weil Streitigkeiten, die den 
Fortbeſtand oder die Caſſirung einer öffentlichen Waſſerleitung betreffen, 
Auf den um circa % Million Gulden erkauften, in Mapleins- nicht im ordentlichen Rechtswege ausgetragen werden können, ſondern 
dorf am Siebenbrunnenfelde gelegenen Gründen der erſten öſterr. zur politiſchen Amtshandlung gehören (Verordnung vom 7. Juli e 
Baugeſellſchaft befindet ſich eine Brunnſtube der Hofmafferleitung, | Nr. 172 R. G. Bl. un Geſez vom 30. Mai 1869, Nr. 93 R. 
welche nach Angabe des k. k. Oberſthofmeiſteramtes nicht nur den G. Bl.) — In dem Reviſionsrecurſe der Baugeſellſchaft wurde 
Zwecken des allerhöchſten Hofes dient, ſondern auch eine Reihe öffent⸗ geltend gemacht, daß es ſich unzweifelhaft um die Wahrung von 
licher Gebäude unentgeltlich mit Waſſer zu verforgen hat. (Auf einem Privatrechten handle; daß dem Hofärar, welches Servitutsrechte an 
der von der Baugeſellſchaft gekauften Häuſer iſt auch der Waſſerzins e Grundſtücken in Anſpruch nehme, nur die Stellung einer 
für das bewilligte „Waſſerbezugsrecht aus der k. k. Siebenbrunner Privatpartei zukomme, daß endlich die in der obergerichtlichen Begrün- 
Waſſerleitung für das k. k. Hofärar“ einverleibt.) Bei der commiſſio⸗ bur Ni Waſſerrechtsgeſetze auf den vorliegenden Fall unanwend⸗ 
nellen Verhandlung über das von derſelben Bau eſellſchaft beim Ma⸗ Re i Ä ee; 
giſtrate ee Parcellirungsgeſuch en 1195 era des . Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 19. 
Hofärars gegen die Verbauung des Sauggebietes jener Hofwaſſer⸗ Mai 1875, 8. 5210 dieſen Reviſionsrecurs abgewieſen und zwar; 
leitung, und in dieſem Proteſte und den vom Oberſthofmeiſteramte „In der Erwägung, daß ſchon nach der Normalverordnung vom 19. 
an die Geſtattung geknüpften mehrfachen Bedingungen fand die be- Auguſt 1793, 3. 13.020 Streitigkeiten wegen Caſſirung einer als 
zeichnete Baugeſellſchaft die Berühmung: 1. des Eigenthumsrechtes an opus publicum erſcheinenden Waſſerleitung bloß zur politiſchen Ver. 
einem Theile der erkauften Gründe (insbeſondere der Brunnſtube mit handlung gehören, daß die beanſtändete Verbauung der Gründe, wor⸗ 
40. Tuadr. Klfte.), 2, des Rechtes, das Waſſer auf jenen Gründen auf ſich eine Brunnftube und Waſſerleitung des f. k. Hofärars vor- 
aufzuſaugen, 3. des Rechtes, die Verbauung auf den projectirten Bau⸗ findet, auf eine Caſſirung hinausläuft, daß hiebei vermöge der Be⸗ 
gruppen I, II, VII, VIII, X und den 5 Bauſtellen der Baugruppe ſtimmung der fraglichen Waſſerleitung wohl auch das öffentliche In⸗ 
IX zu unterſagen, 4. des Rechtes, das Graben von Brunnen auf den | tereffe in Frage kommt, und daß hienach die bezügliche Streitigkeit 
Gruppen III, IV, VI. IX zu unterſagen, 5. des Rechtes auf Ver⸗ allerdings vor die Verwaltungsbehörden gehört“ *). Ger. Ztg. 
zichtleiſtung bezüglich Schadenerſatzes wegen Beſtandes und Betriebes — 
der Hofwaſſerleitung, 6. des Rechtes auf grundbücherliche Sicherſtellung 
aller dieſer Rechte auf den Bauſtellen. 

Die Aufforderungsklage der Baugeſellſchaft wider das Hofärar a 
wurde vom a Ae a 2 Perſonalien. N 

In dem Recurs der Finanzprocuratur 155 den erſtrichterlichen 5 en Be 5 1 Florian Ziemiakkows ki 
Beſcheid wurden die SS 364 und 365 a. b. G. B., dann die Re⸗ e e N b 4 ar 
en vom 19. Auguſt 1793, 3. 13.020 Kropatſch Seine Majeſtät haben dem geheimen Rathe und Sectionschef Auguſt 


Streitigkeiten wegen Caſſirung einer als opus publicum erſcheinen⸗ 

den Waſſerleitung gehoren nach der Normalverordnung vom 

19. Auguſt 12934, 3. 13.020 zur politiſchen Verhandlung. — 

Verweiſung von wider das Hofärar wegen Berühmung von Hof⸗ 

waſſerleitungsrechten gerichteten Aufforderungsklagen vom Rechts⸗ 
wege zu den politiſchen Behörden. 


) Anmerkung des Einfenders: Das Hofärar kann ſich bezüglich der 
im Beſitze befindlichen Brunnſtube wohl auch auf § 323 a. b. G. B. berufen. 


! —— Tf) .  — — nn 


1 0 Freiherrn von Wehli, dem Hofrathe Wilhelm Ritter von Engerth und 
Sammlung III. Band S. 169), nach welcher Streitigkeiten wegen dem Profeffor Dr. Eduard Sueß die volle Ah. Anerkennung für ihre hervor⸗ 
Caſſirung von Waſſerleitungen lediglich zur politiſchen Verhandlung e ee 1 e den übrigen 
gehören, wenn dieſelben als opus publicum erſcheinen, bezogen 1105 d e er Donau-⸗Regulirungs-Commiſſton die Ah. Zufriedenheit bekannt 
ſchließlich auf vier oberſtrichterlichen Präjudicate citirungsweiſe hinge⸗ Seine Majeſtät haben den Oberbauräthen Karl Ritter v. Laſſer und Johann 
wieſen, welche nachfolgend kurz dargelegt werden: 1. Durch die oberfi- | Wawra den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 
gerichtliche Entſcheidung vom 15. December 1853, 3. 12.546 wurde Seine Majeſtät haben den Titular⸗Sectionsrath im Miniſterium des Innern 
der Recurs des Michael und der Francisca Berger wider die ober- | Georg Freiherrn Haller v. Hallerſtein zum wirklichen Sectionsrathe im Min:- 
gerichtliche Abweiſung der von den genannten Eheleuten wider das 
k. k. Hofärar wegen Berühmung des letzteren bezüglich der Schotten— 


ſterrathspräſidium ernannt. | er 
Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterrathspräſtdium Anton 
Klaps den Orden der e Krone dritter . 11 in, 

elder Hofwaſſerleitung eingebrachten Klage — vom Rechtswege — Seine Majeſtät haben dem Rechunngsratde im Finanzmini erium Franz 
en Mit wberſgerchlichen Decret vom 18. Auguſt 1847 nn on ta frei den Titel und Charakter eines Dber- 
3. 6290 wurde auf den Hofrecurs des Ferdinand Weſtermayer wider Sine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Generaleonſulates in 
St. Petersburg Friedrich Ludwig Kern zum Honorareonſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamtsofficial Johann Teufelhart 
in Wien den Titel und Charakter eines Telegraphenamtscontrolors verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Minifterial Concipiſten im Miniſterium 
für Cultus und Unterricht Dr. Arthur Grafen von Enzenberg zum Bezirke: 
hauptman in Tirol ernannt. = 

Der Miniſterpräſident hat den Statthaftereiconcipiften der küſtenländiſchen 
Statthalterei Guſtav Prinzen von Tyurn und Taxis zum Minifterialconcipiften 
im Miniſterrathspräſidium ernannt. 


die ſeine Aufforderungsklage gegen die General-Hofbaudirection wegen 
Rechtsberühmung der letzteren bezüglich des Brunngrabensverbotes im 
Hauſe Nr. 42 in Speiſing — als zum Rechtsverfahren nicht geeig⸗ 
net — zurückweiſende obergerichtliche Erledigung (unter Beziehung 
einer ſpeciell für dieſen Fall in Folge des Competenzſtreites zwiſchen 
den Juſtiz⸗ und politiſchen Behörden erfloſſenen kaiſerlichen Entſchlie. 
ßung v. 14. Auguft 1847) die in Beſchwerde gezogene Erledigung des 
niederöſterr. Appellationsgerichtes beſtätigt. 3. Die oberſtgerichtliche 
Entſcheidung vom 19. Auguſt 1846, 3. 5607 wies den Hofrecurs 
der Eheleute Franz und Eliſabeth Baumgartner gegen die ihre Auf. 
forderungsklage wider die General. Hofbaudirection wegen Berühmung 
eines Hofwaſſerleitungsrechtes, als zum Rechtsverfahren nicht geeignet, 
zurückweiſende obergerichtliche Erledigung ab. 4. Die oberſtgerichtliche 
Entſcheidung vom 19. Auguſt 1846, 3. 4912 wies den Hofrecurs 
der Eheleute Johann und Magdalena Karlinger gegen die ober⸗ 
gerichtlich verordnete Zurückweiſung ihrer zum rechtlichen Verfahren 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Erledigungen. 

Zehn Aichinſpectorsſtellen und zwar: vier Oberinſpectoren in Wien, Prag 
Lemberg und Trieſt in der fiebenten Rangeclaſſe und ſechs Inſpectorenſtellen in 
Linz, Innsbruck, Graz, Zara, Brünn und Czernowitz, in der achten Rangsclaſſe, 
bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) 

Oberförſtersſtelle im Bereiche der Forſt⸗ und Domänendirection in Salz- 

rg mit der neunten, eventuell eine Förſtersſtelle mit der zehnten oder eine Forſt⸗ 
aſſiſtentenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe, oder eine Forſtelevensſtelle, bis 
15. Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) 
„PT :::... ĩ . . 
Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


